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Gesetz 
zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen 

Dienstes in Nordrhein-Westfalen 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen , das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen 

Dienstes in Nordrhein-Westfalen 

Vom 13. April 2022 

2030 

Artikel 1 
Änderung des Landesbeamtengesetzes 

Das Landesbeamtengesetz vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. 
S. 310 , ber. S . 642), das zuletzt durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 23. Februar 2022 (GV. NRW. S . 23 1) geändert 
worden ist, wird wie fo lgt geä ndert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Anga be zu § 60 wie 
fo lgt gefasst: 

,,§ 60 Arbeitszeit , alternierende mobile Arbeit". 

2. § 3 Absatz 1 wird wie folgt geä ndert: 

a ) In Satz 1 werden di e Wörter „oder - mangels sol­
cherVorschriften - übliche" gestrichen. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Ist eine la ufbahnrechtliche Befähigung a ußerhalb 
des Geltungsbereiches dieses Gesetzes aufgrund 
Lebens- und Berufserfa hrung durch eine durch 
Bundes- oder Landesrecht vorgeschri ebene Mit­
wirkung einer unabhängigen Stelle zuerka nnt 
worden, gilt diese Zuerkennung auch im Geltungs­
bereich di eses Gesetzes." 

3. § 10 Absatz 4 wird aufgehoben . 

4. § 20 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geä ndert: 

a ) In Nummer 1 wird nach dem Wort „Jahren" das 
Wort „oder" durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 2 wird nach dem Wort „A ngehörigen" 
das Wort „oder" eingefü gt. 

c) Nach Nummer 2 wird fo lgende Nummer 3 einge­
fügt : 

„3. eines festgestellten Dienstunfalls während der 
Probezeit zur Vermeidung einer unbilligen 
Härte". 

5. § 42 wird wie folgt geä ndert: 

a) Dem Absatz 3 werden folgende Sä tze angefügt: 

,,Für die Teilnahme an einer Fortbildungsveran­
staltung des Dienstherrn während der Elternzeit 
oder der Beurlaubung aus familiären Gründen, die 
dem Wiedereinstieg in den Dienst dient und inner­
halb von sechs Monaten vor dem Wiederein stieg 
a bsolviert wird , ist eine bezahlte Dienstbefreiung 
von bis zu fünf Tagen nach dem Ende der Eltern­
zeit oder der Beurla ubung zu gewähren , wenn 
dienstliche Belange nicht entgegenstehen. § 57 Ab­
satz 3 Satz 1 des Schulgesetzes NRW gilt entspre­
chend ." 

b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

,, (5) Um den Beamtinnen und Beamten , die sich in 
Elternzeit befind en oder a us familiären Gründen 
beurlaubt sind , die Verbindung zum Beruf und die 
Rückkehr aus der Elternzeit oder der Beurlaubung 
zu erleichtern, is t di e dienstvorgesetzte Stelle ver­
pflichtet, ein Wiedereinstiegsmanagement in das 
Personalentwicklungskonzept zu integri eren." 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

6. § 60 wird wie fo lgt geändert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Ar­
beitszeit" die Wörter ,,, alternierende mobile Ar­
beit" eingefügt. 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

,, (4) Im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten 
haben die Dienststellen Beamtinnen und Beamten 
mit Dienstbezügen auch alternierende mobile Ar­
beit anzubieten. Die Dienststelle entscheidet über 
den Antrag der Beamtin oder des Beamten auf 
Teilnahme nach pflichtgemäßem Ermessen. Die 
Ausgestaltung alternierender mobiler Arbeit kann 
durch Dienstvereinbarung unter besonderer Be­
rücksichtigung des Arbeits- und Gesundheits­
schutzes geregelt werden." 

7. In § 69 wird das Wort „darf" durch die Wörter „und 
die Teilna hme an der alternierenden mobilen Arbeit 
dürfen" ersetzt. 

8. § 76 wird wie fo lgt gefasst: 

,, § 76 

Behördliches Gesundheitsmanagement 

(1) Der Dienstherr fördert das Wohl und die Gesund­
hei t der Beamtinnen und Beamten und bedient sich 
eines Behördlichen Gesundheitsmanagements. Be­
hördliches Gesundheitsmanagement ist die strate­
gische Steuerung und Impl ementierung gesundheits­
relevanter Maßnahmen und Prozesse in der Behörde 
mit dem Ziel, die Gesundheit und Leistungsfähigkeit 
der Beamtinnen und Beamten zu erhalten. Dieses Ziel 
wird mit den notwendigen fin a nziellen und personel­
len Ressourcen verfolgt . 

(2) Die oberste Dienstbehörd e erstellt ein Rahmen­
konzept für das Behördli che Gesundheitsmanagement 
und entwickelt di eses regelmäßig fort. Für die in § 2 
Absa tz 2 Sa tz 1 Nummer 2 und 3 genannten Beamtin­
nen und Beamten erstellt di e dienstvorgesetzte Stelle 
das Rahmenkonzept. Das Rahmenkonzept enthält 
Ziele und stra tegische Schwerpunkte, es regelt Zu­
ständigkeiten und grundlegende Aufgabenfelder des 
Behördli chen Gesund heitsma nagements und ze igt 
Ansatzpunkte für di e Evaluierung auf. Das Konzept 
sieht vor, dass Dienststellenleitungen und Führungs­
kräfte aller Ebenen gemeinsam gesundheitsbeein­
trächtigende Faktoren in der Dienstelle identifizieren 
und im Rahmen ihrer Zuständ igkeiten a uf deren Be­
se itigung hinw irken. 

(3) Jede Behörde entwickelt auf Grundlage des Rah­
menkonzeptes gemäß Absa tz 2 ein eigenes Konzept 
oder einen Maßna hmenka ta log zum Behördlichen 
Gesundheitsmanagement. Dabei sollen insbesondere 
gesundheitsbeeinträchti gend e Fa ktoren identifiziert 
werden sowie Möglichkeiten , diesen zu begegnen . 
Für das Behördliche Gesundheitsmanagement is t ein 
ständiges Gremium einzusetzen oder zu bestimmen, 
dem Leitungs- und Fachebene angehören. Dieses 
Gremium begleitet die Umsetzung des Konzepts so­
wie dessen regelmäßige Evaluierung. Gesundheitsre­
levante Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheits­
schutzes, de r Persona l- und Organisa tionsentwick­
lung, der Gesundheitsförderung, des Betrieblichen 
Eingliederungsmanagements sowie der Mitarbeiter­
fü hrung sind aufeina nder a bzustimmen. Für Schulen 
ha ndelt di e zuständige obere Schula ufsichtsbe­
hörde." 

9. In § 115 Absa tz 2 wird jeweils das Wort „beamteten" 
gestrichen. 

20320 

Artikel 2 
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 

Das Landesbesoldungsgesetz vom 14 . Juni 2016 (GV. 
NRW. S. 310, ber. S . 642) , das zuletzt durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. September 2021 (GV. NRW. S. 1075) ge­
ändert worden ist , wird wie fo lgt geändert: 
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1. In der Inhaltsübersicht wird in der Angabe zu § 62 
nach der Angabe „Professoren" die Angabe „sowie 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren" einge­
fügt. 

§ 62 wird wie folgt geä ndert: 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Profes­
soren" die Wörter „sowie Juniorprofessorinnen und 
Juniorprofessoren" eingefügt . 

b) In Satz 1 werden nach dem Wort „Professoren" die 
Wörter „sowie Juniorprofessorinnen und Junior­
professoren" eingefügt . 

c) In Sa tz 4 wird das Wort „oder" durch ein Komma 
ersetzt und werden nach dem Wort „Professors" die 
Wörter ,,, der Juniorprofessorin oder des Junior­
professors" eingefügt . 

312 

Artikel 3 
Änderung des Landesrichter- und Staatsanwältegesetzes 

Das La ndesrichter- und Staatsanwältegesetz vom 8. De­
zember 2015 (GV. NRW. S . 812), das zuletzt durch Arti­
kel 54 des Gesetzes vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. 
S. 122) geä ndert worden ist, wird wie folgt geändert : 

1. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird a ufgehoben. 

b) Die Absätze 4 bis 6 werden die Absätze 3 bis 5. 

2. In § 8 Absatz 2 Satz 4 , § 9 Absatz 3 und § 10 Absatz 3 
Satz 6 wird jeweils die Angabe „5" durch die Angabe 
,,4" ersetzt. 

20320 

Artikel 4 
Änderung der Hochschul-Leistungsbezügeverordnung 

Auf Grund des § 39 Sa tz 1 und 3 des Landesbesoldungs­
gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 31 0, ber. S. 642) 
von denen Satz 1 durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
14 . September 2021 (GV. NRW. S. 1075) geä ndert worden 
ist, wird verordnet: 

In § 8 Absa tz 1 Satz 1 der Hochschul-Leistungsbezüge­
verordnung vom 17. Dezember 2004 (GV. NRW. S . 790) , 
die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
25 . März 2021 (GV. NRW. S. 33 1) geändert worden ist , 
werden nach dem Wort „Professoren" di e Wörter „so­
wie Juniorprofessorinnen und Jun iorprofessoren" ein­
gefügt. 

20302 

Artikel 5 

Änderung der Arbeitszeitverordnung 

Auf Grund des § 60 Absa tz 3 des Landesbeamtengesetzes 
vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642) in Ver­
bindung mit § 2 Absatz 2 des Landesrichter- und Staats­
anwältegesetzes vom 8. Dezember 2015 (GV. NRW. 
S. 812) wird verordnet: 

Die Arbeitszeitverordnung vom 4. Juli 20 06 (GV. NRW. 
S. 335), die zuletzt durch Artikel 40 des Gesetzes vom 
1. Februar 2022 (GV. NRW. S . 122) geändert worden ist, 
wird wie fo lgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 2 Nummer 5 wird die Angabe „117" 
durch die Angabe „116" ersetzt. 

2. In § 2 Absatz 5 Satz l wird die Angabe „64 und § 65" 
durch die Angabe „65 und § 66 " ersetzt. 

3. § 14 wird w ie folgt geändert: 

a) Absatz 7 wird a ufgehoben. 

b) Absatz 8 wird Absa tz 7 und die Angabe „bis 7" 
wird durch die Wörter „und 6 sowie§ 16 Absatz 2" 
ersetzt . 

4. Nach§ 14 wird folgender§ 14a eingefügt: 

,,§ 14a 

Langzeitarbeitskonten 

(1) Nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze kann 
Beamtinnen und Beamten die Führung von Langzeit­
arbeitskonten gestattet werden, wenn dienstliche 
Gründe nicht entgegenstehen. Langze.itarbeitskonten 
sind personenbezogene Arbeitszeitkonten. Sie dienen 
dem langfri stigen Ansparen von Zeitguthaben (An­
sparphase) , die für zusammengefasste Freistellungs­
zeiten verwendet werden können (Entnahmephase) . 
Langzeitarbeitskonten werden unabhängig von einer 
Erfassung der dienstlichen Anwesenheit nach § 16 
Absa tz 2 Satz 1 geführt. Die Entscheidung der Beam­
tin oder des Beamten zur Führung eines Langzeitar­
b eitskontos erfolgt auf freiwilliger Basis. Nähere Be­
stimmungen werden durch Dienstvereinbarungen und 
sodann über Einzelvereinbarungen mit teilnehmenden 
Beamti nnen und Beamten festgelegt. Die Führung ei­
nes Langzeitarbei tskontos ist nicht zul ässig für 

1. Beamtinnen und Beamte auf Widerruf sowie 

2. Beamtinnen und Beamte, die jederzeit in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt werden können. 

(2) Für Beamtinnen und Beamte, denen die Führung 
eines Langzeitarbeitskontos gestattet worden ist , wird 
über die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit nach 
§ 2 Absatz 1 oder 3 hinaus die Wochenarbeitszeit auf 
ihren Antrag um maximal drei Stunden erhöht, soweit 
dies für die Erfüllung ihrer dienstlichen Aufgaben an­
gemessen und zweck mäßig ist. Die Differenz zwischen 
der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit und der 
tatsächlich geleisteten Arbeitszeit wird dem Langzeit­
arbeitskonto als Zeitguthaben bis zur Höhe der nach 
Sat z 1 vereinbarten Erhöhung jeweils am Ende des 
Mona ts der Ansparung gutgeschrieben (Ansparphase). 
Darüber hinaus geleistete Arbeitszeit ist dem Gleit­
zeitkonto oder anderen Konten zur Arbeitszeiter­
fassung gutzuschreiben. § 2 Absa tz 5 und § 4 bleiben 
unberührt. Soweit tatsächlicher Bedarf für die bean­
tragte Mehrleistung nicht mehr besteht, kann die 
dienstvorgesetzte Stelle die erhöhte wöchentliche 
Arbeitszeit nach Satz 1 entsprechend verringert fest­
setzen. 

(3) Dem Langzeitarbeitskonto können darüber hina us 
jährlich maximal 122 Stunden gutgeschrieben wer­
den, die sich flexibel zusammensetzen können aus: 

1. Ansprüchen auf Dienstbefreiung für dienstlich an­
geordnete oder genehmigte Mehrarbeit im Sinne 
des § 10 unabhängig vom Jahr der Entstehung so­
w ie 

2. Erholungsurlaub nach § 18 Absatz 2 der Freistel­
lungs- und Urlaubsverordnung NRW, der den jähr­
lichen Mindesturlaub nach § 19a Absatz 1 der 
Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW übe r­
steigt und nach § 19 Absatz 2 der Freistellungs­
und Urla ubsverordnung NRW nicht verfallen ist . 

Der U rlaub wird in Stunden auf der Basis des zum 
Zeitpunkt der Gutschreibung durchschnittlich auf ei­
nen Arbeitstag entfallenden Teils der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit berechnet. 

(4) Dem Langzeitarbei tskonto können einmalig gut­
geschrieben werden : 

1. bei Einrichtung des Langzeitarbeitskontos maxi­
mal 156 Stunden Zeitguthaben nach § 14 Absatz 5 
und maximal 122 Stunden nach § 14a Absatz 3 so­
wie 

2. befris tet bis zum 31. Dezember 2024 maximal 278 
Stunden, die wegen Mehrbedarfs aufgrund der Co­
ronapandemie angefall en sind. 

(5) Dem Langzeitarbeitskonto kann ein Zeitguthaben 
bis zur Höhe von insgesamt 2 132 Stunden gutge­
schrieben werden. Es erfolgt eine jährliche Unterrich­
tung über den Kontostand. D er Wert des angesparten 
Zeitgutha bens bleibt auch in Fällen einer Verminde­
rung der Besoldung wegen diszi plinarrechtlicher 
Maßnahmen oder nicht bestandener Probezeit nach 
§ 21 des Landesbeamtengesetzes erhalten. Der Wert­
ausgleich erfolgt durch zusätzliche Zeitgutschrift. 
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(6) Beurlaubungszeiten ohne Dienstbezüge, ununter­
brochene Freis tellungszeiten nach § 65 des La ndes­
bea mtengesetzes und Eltern- und Pflegezeit ohne Tei l­
ze itbeschäftigung werden dem Langzeitarbeitskonto 
ni cht gutgeschrieben . Gleiches gilt für Krankheits­
zei ten, die insgesamt sechs Wochen pro Jahr in der 
Ansparphase überschreiten. 

(7) Im Umfang des Zeitguthabens des Langze ita r­
be itskontos wird der Beamtin oder dem Beamten a uf 
Antrag Zeitausgleich durch vollständige oder teil­
weise Freistellung vom Dienst unter Fortzahlung der 
Besoldung gewährt (Entnahmephase). Die Dauer ei­
ner vollständigen Freistellung oder teilweisen Frei­
stellung mit unterhä lftiger Arbeitszeit darf in der 
Entnahmephase ununterbrochen maximal sechs Mo­
nate betragen. Eine weitere vollstä ndige Freistellung 
oder teilweise Freistellung mit unterhä lft iger Arbeits­
zeit ist erst nach einer Karenzzeit von zwölf Monaten 
zulässig. Ab fünf Ja hren vor Erreichen der Regelal­
tersgrenze ist der Zeitausgleich nur in Form ei ner teil­
we isen Freistellung mit einer Reduzierung der Ar­
beitszeit bis zur Hälf:te der regelmäßigen Arbeitszeit 
mögli ch. Während der Entnahmephase bleiben mit 
Ausnahme der Pfücht zur Dienstleistung a lle Rechte 
und Pfüchten aus dem Dienstverhältnis unberührt. 
Während der Entnahmephase ruht die Ansparphase. 
Die Entnahmephase wird unterbrochen zur Inan­
spruchnahme der Schutzfristen des § 3 des Mutter­
schutzgesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I. S . 1228) in 
der jeweils geltenden Fassung, zur Inanspruchna hme 
e iner Elternzeit, einer Familienpflege- oder Pflegezeit 
sowie für die Dauer eines bewi lligten Urlaubs oder 
einer Freistellung ohne Besoldung und für die Dauer 
einer Dienstunfä higkeit. 

(8) Der Zeitausgleich ist rechtzeitig zu beantragen . 
Ab einer Entnahmephase von vier Wochen soll der 
Antrag mindestens vier Monate vor Beginn der Frei­
stellung erfolgen. Die Freistellung bedarf der Zustim­
mung der dienstvorgesetzten Stelle. Der Freistellungs­
antrag kann aus dienstlichen Gründen abgelehnt wer­
den . In diesem Fall ist mit der Beamtin oder dem 
Beamten ein Ersatzzeitraum zu vereinbaren . 

(9) Das Langzeitarbeitskonto ist vor sei ner Beendi­
gung vorab durch Freizeit auszugleichen , sofe rn 
di enstliche Gründe nicht entgegenstehen. Nicht aus­
geglichenes Zeitguthaben ist nach Beendigung dem 
Gleitzeitkonto oder anderen Konten zur Arbeitszeit­
erfass ung gutzuschreiben. In den Fällen der Beendi­
gung des Beamtenve rh ältni sses im Sinne des § 21 des 
Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGB!. I 
S. 1010) in der jeweils geltenden Fassung, bei Dienst­
he rrnwechsel oder in besonderen Härtefällen, wen n 
der Beamtin oder dem Beamten di e Fortsetzung des 
Langzeitarbeitskontos n icht mehr zuzumuten ist, 
kann die rechtzeitige Entnahme zum Zwecke des Aus­
gleichs durch di e di enstvorgesetzte Stelle angeordnet 
werden. 

(10) Im Fall ei ner Versetzung kann im Einvernehmen 
mit der Dienststelle, zu der di e Beamtin oder der 
Beamte versetzt wird , ein Zeitguthaben übertragen 
werden , sofern di ese Dienststelle ebEmfalls Langzeit­
konten führt. Ein Anspruch a uf Ubertragung des 
Zeitguthabens besteht nicht. 

(11) Von Amts wegen fi nanzie ll abzugelten ist Zei t­
gutha ben , das 

1. zum Zeitpunkt der Beendigung des Beamtenver­
hältnisses kra nkhei tsbedingt 

2. wegen eines unvorh ersehbaren kurzfristigen Wech­
sels der Dienstbehörde, in der das Langzeita rbeits­
konto nicht fortgeführt werden kann oder 

3. in Fä llen der Beendigung des Beamtenverhältnis-
ses durch Tod 

nicht durch Freize it ausgeglichen werden konnte. Für 
die Berechnung des Abgeltungsbetrages pro Aus­
gleichstag ist § 19a Absatz 2 der Freistellungs- und 
Urlaubsverordnung NRW entsp rechend anzuwenden." 

5. § 16 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 16 
Ort und Zeit der Dienstleistung, Arbeitszei terfassung 

(1) Der Dienst ist gru ndsätzli ch a n der Dienststell e 
und innerhalb der regelmäßigen Dienststunden zu 
leis ten , soweit ni cht eine andere Regelung erforderlich 
oder zweckmäßig is t. Bei alternierender mobiler Ar­
be it entsprechend § 60 Absa tz 4 des Landesbeamten­
gesetzes kann von Satz 1 hinsichtlich des Ortes der 
Di enstleistung abgew ichen werden . Satz 1 gilt nicht 
für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte sowie 
Amtsanwältinnen un d Amtsanwälte. Ihre Arbeitszeit 
ist ni cht zu erfassen. 

(2) Beginn , Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit 
einschließlich Ruhepa usen sind jeweils am Tag der 
Arbe itsleistung durch ein geeignetes objektives Sys­
tem zu erfassen und zu dokumenti eren, das den Be­
amtinnen und Beamten zugängli ch ist. Soweit di e 
Ze iterfassung abweichend von Satz 1 a uf die Beam­
tinnen und Beamten übertragen wird , sind diese zur 
ordnungsgemäßen Führung der Ze iterfassung a nzu­
le iten. Diese ist von der dienstvorgesetzten Stelle re­
gelmäßig zu kontrollieren und entsprechend Satz 1 zu 
dokumentieren . 

(3) Die personenbezogenen Daten dürfen nur 

l. für die Ermittlung und Überprüfung der Einhal­
tung der Arbeitszeit (zum Beispiel Zeiten der 
Dienstunfähigke it , Dienstbefreiung, Mehrarbeit 
und des Urlaubs) , 

2. für die Führung einer An- und Abwesenheits! iste, 

3. fü r die Erhebung und die damit in Zusammenhang 
stehenden elektronischen Datenübermittlungen 
za hlungsbegründender Daten für die Festsetzung 
und Zahlbarmachung von Besoldungsansprüchen 
sowie 

4. in anonymisierte r Form für Statistiken, insbeson-
dere zur Evaluation der Arbe itszeitmodelle, 

verwendet werden . Die personenbezogenen Daten sind 
durch organisatorische und technische Maßnahmen 
gegen unzulässige Verarbeitung sowie gegen Kenntnis­
nahme durch Dritte zu sichern. Die personenbezoge­
nen Daten eines Kalenderjahres oder eines Abrech­
nungszeitraums nach § 14 Absatz 5 si nd grundsätzlich 
spätes tens nach sechs Monaten zu löschen. Eine darü­
berhinausgehende Speicherung ist nur für solche Da­
ten zulässig, die zur Erfüllung gesetzlich zugewiesener 
Aufgaben erford erli ch sind. In diesen Fällen sind die 
Daten sechs Monate nach Ablauf des für di e Auf­
gabenerfüllung gesetzli ch festgelegten Zeitraums zu 
löschen. Besoldungsrelevante Daten , die elektronisch 
übermittelt werden, unterliegen den für sie geltenden 
gesetzlichen Aufbewahrungsfristen. Die Datenverar­
beitung unterliegt den Vorschriften des § 83 des Lan­
desbeamtengesetzes sowie des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai 2018 (GV. NRW. 
S. 244 , ber. S. 278 und S. 404) in der jeweils geltenden 
Fassung." 

6. In § 17 Satz 1 werden die Wörter ,,, insbesondere von 
Langzeit- und Lebensarbeitszeitkonten," gest r ichen 
und das Wort „Innenministerium" durch die Wörter 
,,für Inneres zuständigen Mini sterium" ersetzt. 

7. § 20 wird aufgehoben . 

20302 

Artikel 6 
Änderung der Arbeitszeitverordnung Polizei 

Auf Grund des § 110 Absatz 3 des Landesbeamtengeset­
zes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310 , ber. S . 642) wird 
verordnet: 

Die Arbeitszeitverordnung Poli zei vom 5. Mai 2017 (GV. 
NRW. S. 576), die durch Verordnung vom 6. März 2018 
(GV. NRW. S. 146) geä ndert worden ist , wird wie fo lgt ge­
ändert: 

1. In § 27 Absatz 1 werden die Wörter ,,, insbesondere 
von Langzeit- und Lebensarbeitszeitkonten," gestri­
chen . 
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2. Nach § 27 wird folgender§ 27a eingefügt: 

,, § 27a 

Langzeitarbeitskonten 

Die Regelungen der Arbeitszeitverordnung zu Langzeit­
arbeitskonten gelten entsprechend . Abweichend von 
§ 14a Absatz 8 Satz 3 der Arbeitszeitverordnung bedarf 
di e Freistellung der Polizeivollzugsbeamtinnen und Poli ­
zeivollzugsbeamten der La ufbahngruppe 2, zwei tes Ein­
stiegsamt neben der Zustimmung der dienstvorgesetzten 
Stelle auch der Zustimmung der obersten dienstvorge­
setzten Stelle." 

Artikel 7 
Ink ra fttreten 

Artikel 5 und Artikel_ 6 treten mit Wirkung vom 1. Januar 
2022 in Kraft. Im Ubrigen tritt di eses Gesetz am Tag 
nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 13. April 2022 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Der Minister des Innern 

Zugleich für den Minister der Finanzen, auch sofern mit 
der Wahrnehmung der Geschäfte des Ministeriums für 

Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 
bea uftragt , sowie 
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Für den Minister für Arbeit , Gesundheit und 
Soziales sowie 

Für di e Ministerin für Heima t , Kommunal es, 
Ba u und Gleichstellung sowie 

Für die Ministerin für Verkehr und 

Für den Minister für Bundes- und Europa­
angelegenheiten sowie Internationa les 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Wirtschaft, Innova tion, 
Digitalisierung und Energie 

Zugleich für den Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration sowie 

Für d ie Ministerin für Schule und Bildung 

Prof. Dr. Andreas Pin k w a r t 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Isabel Pf e i ff er - P o e n s g e n 

- GV NRW. 2022 S. 524 

Sechste Verordnung zur 
Änderung der LandesplanungsgesetzDVO 

Vom 13. April 2022 

Auf Grund des § 40 des Landesplanungsgesetzes Nord­
rhe in -Westfa len {LPlG) in der Fassung der Beka nntma­
chung vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430) , der zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2021 (GV. NRW. 
S. 904) geändert worden ist , verordnet die Landesregie­
rung im Benehmen mit dem für di e Landespla nung zu­
ständigen Ausschuss des Landtags: 

Artikel 1 

Die LandesplanungsgesetzDVO vom 8. Juni 2010 (GV. 
NRW. S. 334) , die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 1. Februar 2022 (GV. NRW. S. 122) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Inha ltsübersicht wird wie folgt geä ndert: 

a) In der Anga be zu § 7 wird das Wort „Vertreter" 
d urch das Wort „Vertretung" ersetzt. 

b) In der Angabe zu§ 30 wird das Wort „Dars tellun­
gen" durch das Wort „Festlegungen" ersetzt. 

c) Die Angaben zu § 32 b is § 46 werden w ie folgt 
gefasst: 

,,Teil 3 Regionalpläne und Landesentwicklungs­
plan 

Kapitel 1 Inhalte der Regionalpläne 

§ 32 Festlegungen der Regionalp lä ne 

§ 33 Ausnahmen 

Kapitel 2 Landesentwicklungsplan 

§ 34 Aufstellung 

§ 35 Festlegungen des Landesentwicklungsplans 

§ 36 Inhalt des Regionalen Flächennutzungs-
plans 

§ 37 Planbeschluss 

§ 38 Planbindung 

§ 39 Beendigung einer Planungsgemeinschaft 

§ 40 Anwendungsbereich des Raumordnungsver-
fahrens 

§ 41 Übergangsvorschrift 

§ 42 Inkrafttreten 

§ 43 (weggefallen) 

§ 44 (weggefallen) 

§ 45 (weggefallen) 

§ 46 (weggefallen)". 

2. § 1 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 1 
Maßgebende Einwohnerza hl 

Die Bezirksregierung soll den kreisfreien Städten, 
der Städteregion Aachen und Kreisen spätestens 
zwei Wochen nach den Gemeindewahlen die auf 
Grund der maßgebenden E inwohnerzahl gemäß § 2 
der Verordnung zur Bestimmung der ma ßgebenden 
Einwohnerzahl nach § 96 Absa tz 1 des Verwaltungs­
verfahrensgesetzes vom 17. Juli 201 3 (GV. NRW. 
S. 473) in der jeweils geltenden Fassung zu ermit­
telnde Zahl der von ihnen gemäß § 7 Absatz 2 des 
Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfa len vom 
3. Ma i 2005 (GV. NRW. S. 430) in der jeweils gelten­
den Fassung zu wählenden Mitglieder des Regiona l­
rates bekannt geben ." 

3. § 3 Absatz 3 wird w ie fo lgt gefass t: 

,, (3) Auf den Reservelisten dürfen nur Personen ge­
führt werden , di e ihre Wohnung, bei mehreren Woh­
nungen ihre Hauptwohnung, im Gebiet des jeweili­
gen Regionalrates haben." 

4. § 4 wird wie folgt geä ndert: 

a ) Absatz 1 Sa tz 2 wird wie [olgt gefasst: 

,, Die Vorschläge können sich auf Personen bezie­
hen , die sowohl dem Kreis der Arbeitgebenden 
a ls auch dem der Arbeitnehmenden angehören; 
die Listen s ind getrennt nach Arbei tgebend en 
und Arbeitnehmenden e inzureichen." 

b) In Absatz 2 werden d ie Wörter „des Bundes" 
durch die Wörter „in der Fassung der Beka nnt­
machung vom 23. August 2017 (BGBl. I S. 3290) 
in der jeweils geltenden Fassung" ersetzt. 

c) In Absatz 3 werden die Sätze 2 bis 4 wie folgt ge­
fasst: 
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